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Arbeitsgemeinschaft  
katholischer Krankenhäuser 
in Hessen 

Hessischer Landtag 
Sozial- und Integrationspolitischer Ausschuss 
Schlossplatz1-3 
65183 Wiesbaden 

m.sadkowiak@ltg.hessen.de 
a.bartl@ltg.hessen.de

Schriftliche Anhörung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses zu dem 
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Krankenpflegehilfegesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 

Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender Promny, 
sehr geehrter Herr Sadkowiak, sehr geehrte Frau Bartl, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 4. Oktober 2022 wurde unsere Arbeitsgemeinschaft katholischer 
Krankenhäuser in Hessen (AkKH) als (Fach-)Gliederung der Hessen-Caritas eingeladen, im 
Rahmen einer Anhörung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses u.a. zur 
Änderung des Hessischen Krankenpflegehilfegesetz (HKPHG) schriftlich Stellung zu 
nehmen. Für diese Gelegenheit sind wir Ihnen sehr dankbar. 

Nachstehende Stellungnahme wurde gemeinsam mit Akademieleitungen meiner 
Trägergruppe erarbeitet: 

1. Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Ausbildung der einjährig examinierten Pflegekräfte
in der Krankenpflegehilfe gestärkt werden soll.
a) Die einjährig examinierten Kräfte können ein wichtiges Potential bei der Gewinnung

von Interessenten für die Fachkraftausbildung nach dem Pflegeberufegesetz (PflBG)
sein.

b) Der vorliegende Änderungsentwurf soll zu einer Attraktivitätssteigerung des
Pflegeberufes führen. Das Absenken von Voraussetzungen und/oder
Qualifizierungsvorgaben z.B. für Schulleitungen und Lehrpersonal wäre dabei aber
konterproduktiv.

c) Wir benötigen in der Qualifikation der Pflege ein mehr an qualifizierter Ausbildung.
Die Ziele zur Fachkräftegewinnung (Quantität) und Ausbildungsqualität müssen in
Balance gebracht bzw. gehalten werden.

2. Wir plädieren weiterhin für eine bundeseinheitliche Pflegeassistenzausbildung, auch um
das Qualitätsniveau bundesweit gleich zu gestalten.
a) Es sollte dringend geprüft werden, ob die Ausbildung zum Altenpflegehelfer und zum

Krankenpflegehelfer vereint werden können. Eine nebeneinander stehende
Ausbildung, auch im Sinne eines generalistischen Abschlusses, erscheint nicht
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sinnvoll. Darüber hinaus wären die ausgebildeten Menschen in den Branchen 
flexibler einsetzbar. 

b) Die Durchlässigkeit zur 3-Jährigen Ausbildung zum/zur Pflegefachmann /-frau würde 
deutlich erhöht und die generalistische Pflegeausbildung untermauert. 

c) Zugleich würden föderale Grenzen reduziert. Kompetenzunterscheidungen in den 
einzelnen Ländern fallen bei einer generalistischen Pflegeassistenzausbildung weg. 

d) Hierzu empfehlen wir, eine Bundesratsinitiative des Landes Hessens zu erarbeiten. 
 
3. Für eine Zulassung empfehlen wir, den Hauptschulabschluss als Mindestqualifikation zu 

manifestieren. Sinnvoll wäre im Sinne der beruflichen Integration, z.B. von Flüchtlingen, 
ein Projekt zur Absolvierung des Hauptschulabschlusses in Kombination mit der 
Pflegeassistenzausbildung zu schaffen. 

 
4. Zur besseren Anpassung an die neuen Berufsbezeichnungen gemäß 

Pflegeberufegesetz und zur Unterstützung eines generalistischen Abschlusses plädieren 
wir für eine Änderung der Berufsbezeichnung: Pflegeassistentin / Pflegeassistent oder 
vergleichbar zu dem generalistischen Berufsabschluss gemäß § 1 Pflegeberufegesetz. 
Daraus folgt auch eine Anpassung der Gesetzesbezeichnung zu „Hessisches 
Krankenpflegesassistenzgesetz“. 

 
5. Bei der begrüßenswerten Ausweitung des theoretischen und praktischen 

Ausbildungsvolumens ist auf die bereits heute bestehende Mangelsituation von 
Praxiseinsatzplätzen hinzuweisen. Den Formulierungsvorschlag der HKG zum § 4 Abs. 
8 aus ihrem Stellungnahmeschreiben vom 4. Juli 2022 bitten wir unbedingt 
aufzunehmen. 

 
6. Wir werben abschließend für staatliche Unterstützung zur Entwicklung von 

Rahmenbedingungen in der Hochschulbildung, um mehr hochschulqualifizierte Lehrer 
zu schaffen und um damit auch Antworten auf den zukünftigen Pflege(assistenz)bedarf 
in der Gesellschaft zu geben. 

 
Für die Würdigung unserer Hinweise sind wir Ihnen dankbar und freuen uns über 
entsprechende Berücksichtigung im neuen Hessischen Krankenpflegeassistenzgesetz. 
 
Bei Rückfragen oder Erläuterungswünschen steht Ihnen die AkKH-Geschäftsstelle jederzeit 
sehr gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Hubert Connemann 
Geschäftsführer 
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Stellungnahme zur schriftlichen Anhörung des Sozial- und Integrationspoliti-
schen Ausschusses zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz 
zur Änderung des Hessischen Krankenpflegehilfegesetzes und weiterer Rechts-
vorschriften Drucks. 20/9130 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Schreiben vom 4. Oktober 2022 gaben Sie dem Hessischen Landkreistag zum 
Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Änderung des Hessischen Kranken-
pflegehilfegesetzes und weiterer Rechtsvorschriften“ die Gelegenheit zur schriftlichen 
Stellungnahme. Dafür danken wir Ihnen und gehen wie folgt darauf ein: 
 
 
Zu Artikel 1 und 2 - Hessisches Krankenpflegehilfegesetz und Hessisches Alten-
pflegehilfegesetz 
 
Grundsätzlich wird die Erhaltung des Hessischen Krankenpflegehilfegesetzes und des 
Hessischen Altenpflegehilfegesetzes als weiterhin notwendig gesehen und die Anglei-
chung der Helferausbildungen begrüßt. Aus einigen Praxiseinrichtungen wird ein 
Rückgang an Bewerbern gemeldet und somit (u.a. auch durch das altersbedingte Aus-
scheiden) ein perspektivisches Wegbrechen des dringend benötigten Personals von 
Pflegehelfern befürchtet. Der Hessische Pflegemonitor prognostiziert für ganz Hessen 
einen Erweiterungs- und Ersatzbedarf an Pflegefachkräften bis zum Jahr 2035 in einer 
beeindruckenden Höhe. 
 
Um den zukünftigen Bedarf decken zu können, ist es von zentraler Bedeutung, Wege 
in die generalistische Pflegeausbildung zu schaffen. Hier erweisen sich die staatlichen 
Pflegehelferqualifikationen als probates Mittel, da so Menschen mit Hauptschulab-
schluss die Zugangsvoraussetzungen zur generalistischen Ausbildung erwerben kön-
nen. Auch die Möglichkeit der Zulassung von Bewerbern ohne Hauptschulabschluss 
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ist zu begrüßen (§ 4 Absatz 7), da hier die Chancen für Menschen mit schwierigem 
sozialen Hintergrund für einen dauerhaften Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt gege-
ben sind. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass die Bewerbenden häufig motiviert 
und später mit großer Berufstreue dauerhaft tätig sind. Die einjährige Ausbildung in 
den Pflegeberufen hat definitiv eine hohe Perspektivgebungsfunktion. 
 
Darüber hinaus wird die Arbeitsteilung in der Pflege – unabhängig vom Versorgungs-
bereich – deutlich zunehmen, da mit zunehmendem Fachkräftemangel der Bedarf an 
Delegation aller nicht unter § 4 PfBG fallenden Tätigkeiten an andere Berufsgruppen 
oder Qualifikationsniveaus steigen wird. 
 
Die Synchronisation des HKPHG mit dem HAltPflHG ist aus unserer Sicht ein erster 
wichtiger und richtiger Schritt hin zu einer anzustrebenden generalistischen Pflege-
hilfsausbildung, zum Beispiel der Pflegeassistenz. Die Möglichkeit praktischer Eins-
ätze in der ambulanten und stationären Langzeitpflege war längst überfällig, da dies 
der Pflegelandschaft in Deutschland Rechnung trägt – immerhin stehen knapp 2.000 
Krankenhäusern etwa 30.000 Pflegeheime und ambulante Pflegedienste gegenüber, 
die schon lange vor der Generalistik Arbeitsorte für examinierte Krankenpflegehel-
fer*innen waren. 
 
Die Annäherung an die generalistische Pflegefachausbildung ist aus unserer Sicht we-
sentlich, um den Übergang von der Pflegehilfeausbildung in die Pflegefachausbildung 
zu vereinfachen und nachhaltig zu gestalten. Hier sollte neben den praktischen Aus-
bildungsabschnitten auch eine Annäherung der theoretischen Inhalte an die Ausbil-
dung zur Pflegefachperson erfolgen. Um zeitnah Pflegefachpersonen dem Arbeits-
markt zur Verfügung stellen zu können, kann die Möglichkeit der Verkürzung der ge-
neralistischen Ausbildung beantragt werden, wenn eine staatlich anerkannte Pflege-
hilfeausbildung erfolgreich absolviert wurde. Um die Erfolgschance einer verkürzten 
Pflegefachausbildung zu erhöhen und die Abbruchquoten so gering wie möglich zu 
halten, ist eine inhaltliche Synchronisation der Pflegehilfequalifikation mit der genera-
listischen Pflegefachausbildung zwingend erforderlich. Möglicherweise wäre es einfa-
cher, die beiden Helferausbildungen als einen Berufsabschluss (z.B. Pflegeassistenz) 
zusammenzufassen, zumal durch die Pflegepersonaluntergrenze die Krankenpflege-
hilfe nicht attraktiv genug ist. Zu bedenken ist allerdings, dass die Helferausbildung 
aufgrund der hohen Stundenzahl in Theorie und Praxis kaum in einem Jahr zu reali-
sieren ist. Mögliche Lösung: Die Finanzierung der Ausbildung sollte sich an das erste 
Ausbildungsjahr Generalistik anpassen; denn wenn es zu dieser Anpassung kommt, 
führt dies möglicherweise zu einer Ausbildungsverkürzung in der Generalistik. 
 
 
Insbesondere zu Artikel 1 Hessisches Krankenpflegehilfegesetz 
 
Die Absenkung der Schulleitungsqualifikation für Krankenpflegehilfeschulen (§ 4 Ab-
satz 6) ist eine adäquate Reaktion auf den bereits jetzt schon bestehenden Mangel an 
hochschulisch qualifizierten Lehrpersonen für Pflegeschulen. Hier halten wir allerdings 
die Formulierung "ausreichende Zahl" für zu ungenau. Im Krankenpflegegesetz wird 
immer von einem eindeutigen Stellenschlüssel / Verhältnis Lehrer-Schüler gespro-
chen. Eine solche klare Festlegung würden wir im Krankenpflegehilfegesetz und Al-
tenpflegehilfegesetz ebenso begrüßen. Eine Konkretisierung des Lehrkraft-Auszubil-
denden-Verhältnisses im Sinne eines Stellenschlüssels erachten wir als wesentlich für 
eine qualitativ hochwertige Pflegehilfeausbildung. 
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Unabhängig von der Qualifikation wird für die Pflegeschulen in Hessen ein altersbe-
dingter Ersatzbedarf an Lehrkräften für das Jahr 2036 von 44% prognostiziert. Um zu 
verhindern, dass Krankenhilfeschulen geschlossen werden müssen (und somit die 
Einstiegsqualifikation zur generalistischen Ausbildung nicht mehr angeboten werden 
könnte), ist es richtig, wenn auch natürlich kritisch betrachtet, die Anforderungen an 
die Schulleitung an die Marktbedingungen anzupassen. Dabei gewinnt der im Rahmen 
der Forderung nach Akademisierung marginalisierte Wert von berufspraktischen 
Kenntnissen und Erfahrungen sowie dem Wissen um die internen Vorgänge der be-
ruflichen Sozialisation wieder an Bedeutung. Grundsätzlich sollten Lehrkräfte in der 
Pflegeausbildung – unabhängig von ihrem Qualifikationsniveau – mindestens einmal 
jährlich Fortbildungen im pädagogisch-didaktischen Bereich nachweisen müssen. 
 
Zu den Ausbildungsorten nach § 4 Absatz 8 möchten wir noch anmerken, dass wenn 
die neue generalistische Ausbildung die Auszubildenden zur Pflege von Menschen al-
ler Altersstufen in allen Versorgungsbereichen befähigen soll, unbedingt auch die Be-
reiche Gynäkologie sowie Psychiatrie (Gerontopsychiatrie) als Einsatzorte mit aufge-
nommen werden sollten, da hier ein hoher grundpflegerischer Bedarf besteht. Der Ein-
satzort Rehabilitation sollte hingegen im neuen Gesetz gestrichen werden und somit 
nicht verpflichtend sein. Ansonsten würde dies zu einem hohen Schüleraufkommen 
führen. 
 
 
Zu Artikel 3 – Änderung des Gesetzes über die Aufnahme und Unterbringung 
von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 
 
Vor dem Hintergrund der auslaufenden Regelung der 100-prozentigen Übernahme der 
flüchtlingsbedingten Unterkunftskosten droht das Scenario, dass die Landkreise keine 
volle Kostenerstattung der Gebühren, die sie für die Nutzung der Unterkunft bei den 
Flüchtlingen, die SGB II Leistungen erhalten, mehr bekommen. Somit könnte es sein, 
dass einzelne Landkreise wieder auf die Gebühren gemäß der Verteilungs- und Un-
terbringungsgebührensatzung zurückgreifen. Wie bereits im Vorfeld dieser Anhörung, 
möchten wir die Aufnahme einer Gebührenregelung analog zum Landesaufnahmege-
setz dringend anregen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Prof. Dr. Jan Hilligardt 
Geschäftsführender Direktor 

- 36 - SIA AV 20/79 - Teil 2 


